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Entwicklungsziele für Nachhaltigkeit und Armutsbekämpfung der Vereinten Nationen 
(2030-Agenda); Nachhaltigkeit auf kommunaler Ebene gestalten 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
der Deutsche Städtetag hat mit Schreiben vom 28. 9. 2015 Folgendes mitgeteilt:  
 

“… mit dem heutigen Tage haben wir beiliegende Pressemitteilung „Kommunen setzen 
sich für Armutsbekämpfung und nachhaltige Entwicklung ein“ veröffentlicht. Das ist 
gleichzeitig der Startschuss für eine Initiative zur Unterstützung der Entwicklungsziele für 
Nachhaltigkeit und Armutsbekämpfung (2030-Agenda), auf die sich die Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen im Rahmen ihres Gipfeltreffen am 25. September geeinigt haben. 
Mit der Musterresolution „2030-Agenda für Nachhaltige Entwicklung: Nachhaltigkeit auf 
kommunaler Ebene gestalten“, die vom Deutschen Städtetag gemeinsam mit dem Rat der 
Gemeinden und Regionen Europa (Deutsche Sektion) initiiert wurde, schlagen wir unse-
ren Mitgliedstädten vor, sich für ausgewählte Ziele der 2030-Agenda zu engagieren.  
 
Die 2030-Agenda der Vereinten Nationen bildet einen globalen Rahmen für nachhaltige 
Entwicklung und knüpft an die bis 2015 gesetzten Millenniumsziele der Vereinten Natio-
nen an. Sie umfasst einen Zeitraum von 15 Jahren ab heute bis 2030. Darin sind zwei der 
größten Herausforderungen für eine gerechte Welt eng miteinander verknüpft, die Ar-
mutsbekämpfung und das Ziel nachhaltiger Entwicklung. Kernstück der 2030-Agenda 
sind die so genannten „Sustainable Development Goals" (SDGs). In allen dieser insgesamt 
17 Ziele geht es darum, für gemeinsame Anliegen und öffentliche Güter auch gemeinsame 
Verantwortung zu übernehmen. Das für die Kommunen wichtigste Ziel ist das so genannte 
„Stadtziel“. Städte und Siedlungen inklusiv sicher, widerstandsfähig und nachhaltig ma-
chen (Ziel 11). Aber auch. die Ziele 6 „Verfügbarkeit und nachhaltige Bewirtschaftung 

SGSA, Postfach 4009, 39015 Magdeburg 

Städte- und Gemeindebund  
Sachsen-Anhalt (SGSA) 
- Landesgeschäftsstelle - 
Sternstraße 3, 39104 Magdeburg 
 
Telefon: 0391 5924-300 
Telefax: 0391 5924-444 
 
E-Mail:  post@sgsa.info 
Internet: www.komsanet.de 
 
IBAN: DE56 8105 3272 0036 0029 00 
BIC/SWIFT: NOLADE21MDG 
 

Auskunft erteilt: Herr Liebenehm 
Durchwahl: 0391 5924-320 

 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Unser Zeichen Datum 



 2

von Wasser und Sanitärversorgung für alle gewährleisten“, 7 „Zugang zu bezahlbarer, 
verlässlicher, nachhaltiger und zeitgemäßer Energie für alle sichern“, und 9 „Eine belast-
bare Infrastruktur aufbauen, inklusive und nachhaltige Industrialisierung fördern und In-
novationen unterstützen“ oder 13 „Umgehend Maßnahmen zur Bekämpfung des Klima-
wandels und seiner Auswirkungen ergreifen“ sind sehr kommunalrelevant, siehe auch: 
https://sustainabledevelopment.un.org/topics  
 
Die neuen Entwicklungsziele sind mehr als eine Fortführung der bisherigen Millenniums-
ziele. Ziel ist es nicht mehr, Veränderungen alleine im globalen Süden herbeizuführen, 
sondern es geht auch um eine neue Perspektive und eine neue Balance in allen Teilen der 
Welt, egal ob Entwicklungs-, Schwellen- oder Industrieland. Auch der Norden muss sich 
wandeln für eine gerechtere Welt. Ohne die Mitwirkung der Kommunen wird die internati-
onale 2030-Agenda weitgehend wirkungslos bleiben. Deswegen ermutigt der Deutsche 
Städtetag seine Mitglieder zu prüfen, mit welchen Aktivitäten und unter welchen Voraus-
setzungen sie sich in die internationale 2030-Agenda einbringen können. Neue finanzielle 
Belastungen müssen dabei durch den Staat ausgeglichen werden.  
 
Anbei erhalten Sie unsere Musterresolution mit einem Katalog möglicher Maßnahmen, die 
auf kommunaler Ebene ergriffen werden könnten zur Beteiligung an der kommunalen 
2030-Agenda. Dabei werden viele Maßnahmen ohnehin in den Kommunen durchgeführt 
und könnten lediglich in einen neuen Zusammenhang mit der VN-Nachhaltigkeitsagenda 
gestellt werden. Alle von uns vorgeschlagenen Maßnahmen sind selbstverständlich optio-
nal und es steht unseren Mitgliedstädten anheim, diesen Vorschlägen zu folgen oder er-
gänzende Maßnahmen durchzuführen....“  

 
 
Die beigefügte Musterresolution können sowohl unmittelbare Mitgliedsstädte als auch mittel-
bare Mitgliedsstädte und -gemeinden des Deutschen Städtetages verwenden. In diesem Fall 
bittet der Deutsche Städtetag, die unterzeichnete Resolution möglichst bis zum 
 

12. Februar 2016 
 
per E-Mail an tanja.sartory@staedtetag.de zu senden.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 

 
 
Heiko Liebenehm 
Erster Beigeordneter 
 
Anlagen: 
Pressemitteilung 
Musterresolution 
 


